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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Anspruch eines Arbeitnehmers nicht für Nachtschichten eingeteilt zu werden
Kann eine Krankenschwester aus gesundheitlichen Gründen keine Nachtschichten im Krankenhaus mehr leisten, 
ist sie deshalb nicht arbeitsunfähig krank. Sie hat Anspruch auf Beschäftigung, ohne für Nachtschichten eingeteilt  
zu werden. Das hat das Bundesarbeitsgericht mit Urteil vom 9.4.2014 entschieden.

In dem entschiedenen Fall war eine Krankenschwester im Schichtdienst tätig und arbeitsvertraglich im Rahmen 
begründeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-,  Wechselschicht- und 
Schichtarbeit verpflichtet. Nach einer Betriebsvereinbarung ist eine gleichmäßige Planung u. a. in Bezug auf die 
Schichtfolgen der Beschäftigten anzustreben. Das Pflegepersonal arbeitet im Schichtdienst mit Nachtschichten von 
21.45  Uhr  bis  6.15  Uhr.  Die  Krankenschwester  war  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht  mehr  in  der  Lage, 
Nachtdienste zu leisten, weil sie medikamentös behandelt wurde.

In ihrer Urteilsbegründung führten die Richter aus, dass die Krankenschwester weder arbeitsunfähig krank noch ihr 
die  Arbeitsleistung  unmöglich  geworden  ist.  Sie  kann  alle  vertraglich  geschuldeten  Tätigkeiten  einer 
Krankenschwester  ausführen.  Der  Arbeitgeber  muss  bei  der  Schichteinteilung  auf  das  gesundheitliche  Defizit  
Rücksicht nehmen. 

Anmerkung: Das  Urteil  hat  für  alle  Schichtarbeiter  eine  wegweisende  Wirkung  und  ist  nicht  allein  auf  die 
Krankenpflege beschränkt. Die Arbeitgeber werden sich auf eine bessere „Fürsorgepflicht“ für ihre Arbeitnehmer 
einstellen müssen.

2 Rückzahlungsklauseln für Weiterbildungskosten
In einem Fall aus der Praxis unterzeichneten die Vertragsparteien eine „Nebenabrede zum Arbeitsvertrag“. Diese 
enthielt u. a. folgende Regelungen: „Im Rahmen der nachfolgend genannten Weiterbildung ‚Fachpflege Psychiatrie’ 
wird  die  E  GmbH  den  Mitarbeiter  für  den  Besuch  des  Lehrgangs  freistellen  und  die  Lehrgangsgebühren 
übernehmen. 

Der Angestellte verpflichtet sich, die der E entstandenen Aufwendungen für die Weiterbildung, einschließlich der 
Lohnfortzahlungskosten – wie nachfolgend beschrieben – zu ersetzen, wenn das Arbeitsverhältnis auf Wunsch des 
Angestellten oder aus einem von ihm zu vertretenden Grunde endet. Ausgenommen ist die Kündigung bzw. der 
Auflösungsvertrag  aufgrund  einer  Schwangerschaft  oder  Niederkunft  in  den  letzten  drei  Monaten.  Endet  das 
Arbeitsverhältnis wie oben beschrieben, dann sind im ersten Jahr nach Abschluss des Lehrgangs die gesamten 
Aufwendungen,  im zweiten Jahr nach Abschluss des Lehrgangs zwei Drittel der Aufwendungen, im dritten Jahr 
nach Abschluss des Lehrgangs ein Drittel der Aufwendungen zurückzuzahlen.“ 

Das  Bundesarbeitsgericht  sah in  der  „Nebenabrede“  einen Verstoß gegen das Transparenzgebot.  Dieser  liegt 
insbesondere in den Fällen vor, in denen die Klausel dem Arbeitgeber als Verwender vermeidbare Spielräume 
hinsichtlich der erstattungspflichtigen Kosten gewährt. Ohne dass zumindest Art und Berechnungsgrundlagen der 
ggf. zu erstattenden Kosten angegeben sind, kann der Arbeitnehmer sein Rückzahlungsrisiko nicht ausreichend 
abschätzen. Erforderlich ist die genaue und abschließende Bezeichnung der einzelnen Positionen, aus denen sich 
die Gesamtforderung zusammensetzen soll, und die Angabe, nach welchen Parametern die einzelnen Positionen 
berechnet werden. 



Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in kaufrechtlichen Fragen

3 Sachmängelhaftung bei einem Kaufvertrag zwischen Unternehmern  – Ersatz von Aus- und 
Einbaukosten

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich mit seinem Urteil vom 2.4.2014 mit der Frage befasst, ob ein Handwerker 
gegenüber  seinem  Lieferanten  bei  Mängeln  des  gelieferten  Materials  Anspruch  auf  Ersatz  der  Ein-  und 
Ausbaukosten  hat,  die  dem  Handwerker  dadurch  entstehen,  dass  er  gegenüber  seinem  Auftraggeber  zur 
Nacherfüllung verpflichtet ist. 

In einem Fall aus der Praxis erhielt ein Handwerker einen Auftrag zur Lieferung und zum Einbau von Aluminium-
Holzfenstern in ein Neubauvorhaben und bestellte dafür bei einem Unternehmen die listenmäßig angebotenen für 
die  Aluminium-Außenschalen  benötigten  Profilleisten  im Farbton  Grau-Metallic.  Der  Auftragnehmer  beauftragte 
wiederum ein anderes Unternehmen – ihre Streithelferin – mit der Farbbeschichtung der Profilleisten und lieferte sie 
dann an den Handwerker, der die fertigen Fenster einbaute. Anschließend rügte der Bauherr Lackabplatzungen an 
den Aluminium-Außenschalen, die – wie sich herausstellte – auf Fehlern während des Beschichtungsprozesses 
beruhen.  Eine  Nachbehandlung  an  den  eingebauten  Fenstern  ist  nicht  möglich;  die  Aluminium-Außenschalen 
müssen mit erheblichem Aufwand (u. a. Neuverputzung des Hauses) ausgetauscht werden. Der Bauherr verlangt 
vom Handwerker Mangelbeseitigung und schätzt die Gesamtkosten auf ca. 43.000 €.

Die BGH-Richter entschieden, dass der Handwerker keinen Anspruch auf Freistellung von den Ansprüchen des 
Bauherrn  wegen  des  erforderlichen  Austausches  der  Aluminium-Außenschalen  hat.  Ein  Anspruch  auf 
Schadensersatz  statt  der  Leistung  wegen  verweigerter  Nacherfüllung  (Ersatzlieferung  mangelfreier  Aluminium-
Profile)  besteht  nicht,  weil  die  Aus-  und Einbaukosten bei  einem –  hier  vorliegenden –  Kaufvertrag  zwischen 
Unternehmern – anders als bei einem Verbrauchsgüterkauf – nicht vom Anspruch auf Nacherfüllung umfasst sind.  
Sie wären deshalb auch bei ordnungsgemäßer Nacherfüllung (Ersatzlieferung) entstanden. Es besteht auch kein 
Schadensersatzanspruch wegen des Mangels der von dem Auftragnehmer gelieferten Aluminium-Profile, weil er 
den Mangel nicht zu vertreten hat. Eigenes Verschulden ist ihm unstreitig nicht vorzuwerfen. Das Verschulden der 
Streithelferin bei der Farbbeschichtung ist ihr nicht zuzurechnen, weil die Streithelferin nicht Erfüllungsgehilfin des 
Auftragnehmers im Hinblick auf deren kaufvertragliche Pflichten gegenüber dem Handwerker ist.

Rechtsanwalt
Alexis Gossweiler, Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Ihr Ansprechpartner in mietrechtlichen Fragen 

4 Ausübung von Gewerbe in einer Mietwohnung
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 31.7.2013 entschiedenen Fall war der Mieter einer Wohnung Inhaber 
eines  Gewerbebetriebs.  Er  gab  gegenüber  dem  Gewerbeamt  seit  mehreren  Jahren  als  Betriebsstätte  seine 
Wohnadresse an. Unter dieser „Geschäftsadresse“ tritt er auch gegenüber Kunden auf. 

Der Vermieter der Wohnung mahnte den Mieter wegen unerlaubter gewerblicher Nutzung des zu Wohnzwecken 
vermieteten Einfamilienhauses vergeblich ab. Der Mieter hat sich darauf berufen, dass von seinem Betrieb bisher  
keine konkreten Störungen ausgegangen seien, weil er in dem gemieteten Einfamilienhaus in der Vergangenheit  
keine geschäftlichen Besuche von Mitarbeitern oder Kunden empfangen hatte. Außerdem stellte er die für seinen 
Betrieb benötigten Fahrzeuge nicht auf dem Wohngrundstück oder auf der Straße in der Nähe des Grundstücks ab,  
sondern ausschließlich auf einem dafür gesondert angemieteten Platz.

Der BGH entschied jedoch, dass bei geschäftlichen Aktivitäten freiberuflicher oder gewerblicher Art, die nach außen 
in Erscheinung treten, eine Nutzung vorliegt, die der Vermieter – ohne entsprechende Vereinbarung – grundsätzlich 
nicht dulden muss. Eine ordentliche Kündigung von Seiten des Vermieters ist demnach gerechtfertigt.



5 Schadensersatzpflicht des Mieters bei Verlust des Wohnungsschlüssels
Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich am 5.3.2014 in einer Entscheidung mit der  Frage zu befassen,  unter  
welchen Voraussetzungen ein Mieter Schadensersatz für die Erneuerung einer Schließanlage schuldet, wenn er 
einen zu seiner Wohnung gehörenden Schlüssel bei Auszug nicht zurückgibt.

Im  entschiedenen  Fall  wurde  eine  Eigentumswohnung  angemietet.  Im  von  beiden  Parteien  unterzeichneten 
Übergabeprotokoll war vermerkt, dass dem Mieter zwei Wohnungsschlüssel übergeben wurden. Das Mietverhältnis 
endete  einvernehmlich  am  31.5.2010.  Der  Mieter  gab  nur  einen  Wohnungsschlüssel  zurück.  Nachdem  der 
Vermieter die Hausverwaltung der Wohnungseigentümergemeinschaft darüber informiert hatte, dass der Mieter den 
Verbleib des zweiten Schlüssels nicht darlegen könne, verlangte diese die Zahlung eines Kostenvorschusses in  
Höhe von 1.468 € für den aus Sicherheitsgründen für notwendig erachteten Austausch der Schließanlage. Sie 
kündigte  an,  den Austausch der  Schließanlage nach Zahlungseingang zu  beauftragen.  Der  Mieter  zahlte  den 
verlangten Betrag nicht und die Schließanlage wurde nicht ausgetauscht. 

Der  BGH  entschied  dazu,  dass  die  Schadensersatzpflicht  des  Mieters,  der  einen  zu  einer  Schließanlage 
gehörenden Schlüssel verloren hat, auch die Kosten des Austauschs der Schließanlage umfassen kann, wenn der 
Austausch aus Sicherheitsgründen erforderlich ist. Ein Vermögensschaden liegt insoweit aber erst vor, wenn die 
Schließanlage tatsächlich ausgetauscht worden ist. Daran fehlte es hier. 

Rechtsanwalt
Theodoros G. Papadopoulos

Ihr Ansprechpartner in arbeits- und baurechtlichen Fragen

6 Bundesregierung beschließt Mindestlohn
Deutschland bekommt zum 1.1.2015 einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn von brutto 8,50 € je Zeitstunde. 
Auf  diesen  Mindestlohn  haben  alle  Arbeitnehmer  Anspruch  gegenüber  ihrem Arbeitgeber.  Abweichungen  vom 
gesetzlichen Mindestlohn sind durch Tarifverträge auf Branchenebene bis 31.12.2016 möglich. Diese müssen über 
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) allgemeinverbindlich gemacht werden.

Der Mindestlohn wird ab 2018 jährlich angepasst.  Über die Anpassung entscheidet  eine aus Arbeitgeber-  und 
Arbeitnehmervertretern zusammengesetzte, unabhängige Mindestlohnkommission, die auch von Wissenschaftlern 
beraten wird. Die Anpassung wird durch Verordnung für alle Arbeitgeber sowie Beschäftigte verbindlich gemacht.

Seit dem 1.4.2014 gibt es in 13 Branchen spezifische Mindestlöhne bzw. eine Lohnuntergrenze: Bauhauptgewerbe, 
Bergbau,  Aus-  und  Weiterbildung,  Dachdeckerhandwerk,  Elektrohandwerk,  Gebäudereinigung,  Maler-  und 
Lackiererhandwerk,  Pflegebranche,  Wäschereidienstleistungen,  Abfallwirtschaft,  Steinmetz-  und 
Steinbildhauerhandwerk auf der Grundlage des AEntG. Eine Lohnuntergrenze gibt es nach dem Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz und einen Mindestlohn im  Friseurhandwerk auf der Grundlage des Tarifvertragsgesetzes. Eine 
Liste  der  gültigen  Mindestlöhne  liegt  auf  der  Homepage  des  Bundesministeriums  für  Arbeit  und  Soziales 
(www.bmas.de - Themen - Arbeitsrecht - Mindestlohngesetze).

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmer. Stücklöhne gibt es aber auch weiterhin. Wichtig ist dabei, 
dass die Beschäftigten für jede gearbeitete Stunde umgerechnet mindestens 8,50 € erhalten. Der Mindestlohn gilt 
jedoch nicht für:

• Langzeitarbeitslose  in  den  ersten  6  Monaten  ihrer  Beschäftigung.  Hiermit  soll  den  besonderen 
Eingliederungsschwierigkeiten dieses Personenkreises Rechnung getragen werden,

• Jugendliche unter  18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung. So sollen Fehlanreize bei  jungen 
Menschen vermieden werden, sich gegen eine Ausbildung zu entschließen,

• Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum nach Schul-, Ausbildungs- oder Studienordnung leisten,
• Praktikanten,  die  ein  Orientierungspraktikum von bis  zu 6 Wochen vor Berufsausbildung oder  Studium 

leisten,
• Praktikanten, die ein Praktikum von bis zu 6 Wochen begleitend zu einer Berufs- oder Hochschulausbildung 

leisten.

Die Vergütung von Auszubildenden sowie ehrenamtlich Tätigen wird nicht mit diesem Gesetz geregelt.



7 Leistungserfolg bei Kellerabdichtungen wegen Feuchtigkeit
In einem vom Brandenburgischen Oberlandesgericht  (OLG) entschiedenen Fall  vom 13.2.2014 beauftragte ein 
Hausbesitzer ein Fachunternehmen mit der Kellerabdichtung gegen aufsteigende Feuchtigkeit. 

Im Werkvertrag wurde Folgendes vereinbart: „In Auftrag gegeben wird eine Abdichtung über Oberkante Erdreich 
bzw.  über  Oberkante  Kellerbodenplatte  gegen  aufsteigende  Feuchtigkeit,  weitere  Leistungen  werden  nicht  in 
Auftrag gegeben. ... Weitere Arbeiten oder weitergehende Zusagen wurden nicht vereinbart. ... Im erdbedeckten 
Bereich ist bei kontinuierlicher starker vertikaler Wasserbelastung aus bauphysikalischen Gründen als flankierende 
Maßnahme eine druckwasserbeständige Vertikalabdichtung anzuraten. ...“ 

Es drückte jedoch auch nach Abschluss der Arbeiten wiederholt Feuchtigkeit in den Keller ein. Der Auftragnehmer 
reklamierte beim Werkunternehmer.

Der Unternehmer ist zum Schadensersatz verpflichtet, entschieden die Richter des OLG. Der vertraglich 
geschuldete Erfolg bestimmt sich nicht allein nach der zu seiner Erreichung vereinbarten Leistung oder 
Ausführungsart, sondern auch danach, welche Funktion das Werk nach dem Willen der Parteien erfüllen 
soll. Ist  eine  bestimmte Funktionstauglichkeit  des  Werkes  vereinbart  und  ist  dieser  Erfolg  mit  der  vertraglich 
vereinbarten Leistung oder Ausführungsart oder den anerkannten Regeln der Technik nicht zu erreichen, schuldet  
der  Unternehmer  die  vereinbarte  Funktionstauglichkeit.  Zwar  schuldete  der  Unternehmer  nur  eine  bestimmte 
Ausführungsart,  nämlich  die  in  den  Vertragsunterlagen  näher  beschriebene,  oben  in  den  tatsächlichen 
Feststellungen wiedergegebene Abdichtung des Kellers mittels Injektionsverfahren, aber zugleich eine dauerhafte 
Trockenlegung des Kellers als Leistungserfolg. 

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.1.2011 = 0,12 % | 1.7. – 31.12.2010 = 0,12 % | 1.1. – 30.6.2010 = 0,12 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100)

2011: Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2

2010: Dezember = 109,6; November = 108,5; Oktober 108,4; September = 108,3; 
August = 108,4; Juli = 108,4; Juni = 108,1

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


